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(Nr. 14431.) Verordnung über die Errichtung einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung in der Stadt Bitter⸗ 
feld. Vom 21. März 1938. 


Auf Grund des 8 6 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77, 
136) ordne ich hiermit an, daß mit Wirkung vom 1. April 1938 ab in der Stadt Bitterfeld eine 
ſtaatliche Polizeiverwaltung errichtet wird, deren örtliche Zuſtändigkeit ſich über den Stadtbezirk 
Bitterfeld hinaus auch auf die Gemeinden Holzweißig, Greppin, Wolfen, Sandersdorf, Zſcherndorf 
und den öſtlichen Teil der Gemarkung Ramſin erſtreckt. 


Die ſachliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeiverwaltung in Bitterfeld ergibt ſich aus der 
als Anlage hierzu folgenden Zuſtändigkeitsabgrenzung. 


Berlin, den 21. März 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Suse: des Innern. 
Frick. 


Zuſtändigkeitsabgrenzung zwiſchen der ſtaatlichen und der Gemeindepolizei in der Stadt Bitterfeld ſowie 
in den Gemeinden Holzweißig, Greppin, Wolfen, Sandersdorf, Zſcherndorf und im öſtlichen Teile der 
Gemarkung Ramſin. 

Die Gemeindepolizeiverwaltungen ſind zuſtändig für die Ausübung: 
1. der Baupolizei; 
2. der Feld- und Forſtpolizei; 
3. des Naturſchutzes; 
4. der Feuerpolizei, ſoweit fie zum Bereich der Baupolizei gehört, und der Feuerlöſchpolizei; 
5. der Gewerbepolizei 
mit Ausnahme der Aufgaben, die den Ortspolizeibehörden übertragen ſind 


durch § 15 Abſ. 2, 8 33 a bis d, SS 34, 34a, 8 35 ohne Abſ. 4 und 5, 8s 35 b, 36, 
37, 38, § 41 a und b, $ 42a und b, $ 43, § 44 letzter Abſatz, 88 44a, 45 bis 47, 
49, 53, 55 bis 63, 8 67 Abſ. 2, 88 75, 76, 78, § 105 b Abſ. 2 und § 151 der Reichs⸗ 
gewerbeordnung, 5 

Geſetzſammlung 1938 (14 431-—14 434). 9 
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durch den Artikel IT des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 147), 
durch den § 25 der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 803), 
durch das Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) und 

durch das Geſetz über das Verſteigerergewerbe in der Faſſung vom 12. Februar 1938 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 202) nebſt Ausführungsvorſchriften. Bei § 15 Abſ. 2, SS 36, 
45 bis 47, 49, 53, 78 und 151 der Reichsgewerbeordnung iſt jedoch die Zuſtändigkeit 
der ſtaatlichen Polizeiverwaltung nur inſoweit gegeben, als die Gewerbe ſelbſt der 
Aufſicht dieſer Verwaltung unterliegen; 0 


der Marktpolizei; 
der Geſundheitspolizei; a 
der Veterinärpolizei einſchließlich der tierärztlichen Lebensmittelüberwachung, jedoch unbe⸗ 


ſchadet der Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Veterinärbeamten; 


der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, ſoweit in den Gemeinden der Schlachthauszwang 


angeordnet iſt; 


der Wegepolizei hinſichtlich der Unterhaltung, Beleuchtung und Reinigung; 
der Jagdpolizei mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Erteilung, Verſagung und 


Entziehung der Jagdſcheine — SS 22 bis 27 Reichsjagdgeſetz —; | 


2. der Wohnungspolizei; 

der Obdachloſenpolizei; 

der Schulpolizei; 

der Befugniſſe, die den Ortspolizeibehörden übertragen worden ſind durch die Kultur⸗ 


geſetze, insbeſondere durch das Kulturkammergeſetz vom 22. September 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 661) und das Geſetz über die Vermittlung von Muſikaufführungsrechten 
vom 4. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl.1 S. 452) nebſt den dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und 

für diejenigen Aufgaben, die ihnen noch durch den Miniſter des Innern zugewieſen 
werden. 


Für alle übrigen Aufgaben iſt die ſtaatliche Polizeiverwaltung zuſtändig, ſofern nicht Sonder⸗ 
polizeibehörden beſtimmt ſind. 


(Nr. 14432.) Verordnung über die ſachliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeiverwaltung in Preußen. 


Vom 31. März 1938. 


Mit Wirkung vom 1. April 1938 ab wird die ſachliche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizei⸗ 
verwaltung in Preußen auf Grund des 8 6 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 77, 136) nach der als Anlage hierzu folgenden „Zuſtändigkeitsabgrenzung zwiſchen 
ſtaatlicher und Gemeindepolizei“ einheitlich geregelt. 


Berlin, den 31. März 1938. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 
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F zwiſchen ſtaatlicher und Gemeindepolizei. 
§ 1. 


In Orten mit ſtaatlicher und Gemeindepolizei ſind die Gemeindepolizeiverwaltungen zuſtändig 
für die Ausübung: 


ar D DD m 


Akte 


der Baupolizei; 

der Feld- und Forſtpolizei; 

des Naturſchutzes; 

der Feuerpolizei, ſoweit ſie zum Bereich der Baupolizei gehört, und der Feuerlöſchpolizei; 
der Gewerbepolizei 


mit Ausnahme der Aufgaben, die den Ortspolizeibehörden übertragen ſind 

durch § 15 Abſ. 2, § 33 a bis d, SS 34, 34 a, 35 ohne Abſ. 4 und 5, $$ 35 b, 36, 37, 38, 
§ 41 a und b, 9 42 a und b, S 43, § 44 letzter Abſatz, 88 44 a, 45 bis 47, 49, 53, 55 bis 63, 
§ 67 Abſ. 2, SS 75, 76, 78, § 105 b Abſ. 2 und § 151 der Reichsgewerbeordnung, Di 


den Artikel II des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 147), durch den 


§ 25 der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 803), durch das Gaſt⸗ 
ſtättengeſetz vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl.1 S. 146) und durch das Geſetz über das 


Verſteigerergewerbe in der Faſſung vom 12. Februar 1938 Güeithsaeiesbt.) 1.©. 202) nebſt 


Ausführungsvorſchriften. 


Bei § 15 Abſ. 2, SS 36, 45 bis 47, 49, 53, 78 und 151 der Fed ge deb eng 
iſt jedoch die Zuſtändigkeit der ftaatlichen Polizeiverwaltung nur 3 1 als 
die Gewerbe ſelbſt der Aufſicht dieſer Verwaltung „ 


der Geſundheitspolizei (vgl. indes § 2); 

der Veterinärpolizei (vgl. indes § 2); 

„der Lebensmittelpolizei (vgl. indes § 2) ÿ 

der Marktpolizei; 

der Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, ſoweit in den Gemeinden der Schlachthauszwang 


angeordnet iſt; 


der Wegepolizei hinſichtlich der Unterhaltung, Beleuchtung und Reinigung; i 
der Jagdpolizei mit Ausnahme der Beſtimmungen über die e Vun und 
a Entziehung der Jagdſcheine — SS 22 bis 27 Reichsjagdgeſetz — 

der Wohnungspolizei; 

der Obdachloſenpolizei; 

der Schulpolizei; N 

der Befugniſſe, die den Ortspolizeibehörden übertragen worden ſind durch die Kulturgeſetze, 


insbeſondere durch das Kulturkammergeſetz vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 661) und das Geſetz über die Vermittlung von Muſikaufführungsrechten vom 4. Juli 
1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 452) nebſt den dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen und 


für diejenigen Augen die ihnen noch durch den: Mifiſter des Innern zugewieſen 
werden. 


8 2. 


Die Geſundheitspolizei, Veterinärpolizei und Lebensmittelpolizei (vgl. § 1 Ziffer 6, 7 u. 9) 
find in den vom Miniſter des Innern zu beſtimmenden Grenz- und Hafenſtädten mit ſtaatlicher 
Polizei Aufgabe der ſtaatlichen Polizeiverwaltung. Der Miniſter des Innern beſtimmt, inwieweit 
in dieſen Städten einzelne Zweige der Geſundheitspolizei der n 5 als 
Auftragsangelegenheiten übertragen werden. a 


56 Preuß. Geſetzſhammlung 1938. Nr. 9, ausgegeben am 13. 4. 38. 


8 3. 
Für alle el im § 1 nicht genannten Aufgaben iſt die ſtaatliche Polizeiverwaltung zu⸗ 
ſtändig, ſofern nicht Sonderpolizeibehörden beſtimmt ſind. N 


§ 4. 
Für die Reichshauptſtadt Berlin bleibt Sonderregelung vorbehalten. 


§ 5. 
Die oberen Verwaltungsbehörden werden ermächtigt, in Zweifelsfällen die Zuſtändigkeit der 
ſtaatlichen und Gemeindepolizeiverwaltungen unter Zugrundelegung dieſer Beſtimmungen ſelb— 
ſtändig abzugrenzen. Über jede ſolche Entſcheidung iſt dem Miniſter des Innern zu berichten. 


(Nr. 14433.) Verordnung über die Beſoldung der Beamten des de Vermeſſungsdienſtes Vom 
1. April 1938. 


Auf Grund des 8 2 des Geſetzes über die Neufaſſung der Beſoldungsordnung vom 16. No- 
vember 1937 (Geſetzſamml. S. 125) wird folgendes beſtimmt: 


Se 
(4) Die Plane Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes der Beſoldungsgruppe A 2 e 
erhalten bei der Überleitung in die Beſoldungsgruppe K 2 02 die Bezüge dieſer Beſoldungsgruppe 
a) nach einem Beſoldungsdienſtalter vom 1. April 1923, wenn ſie in der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 2 e ein Beſoldungsdienſtalter vom 30. April 1917 oder ein günſtigeres Beſol⸗ 
dungsdienſtalter gehabt haben, 
b) nach ihrem um ſechs Jahre gekürzten Beſoldungsdienſtalter, wenn ſie in der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 2 e ein Beſoldungsdienſtalter vom 30. April 1931 bis 1. Mai 1917 gehabt 
haben. a 1 


(2) Die planmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes mit den Bezügen der erſten 
drei Dienſtaltersſtufen der Beſoldungsgruppe A2e erhalten die Bezüge dieſer Beſoldungsgruppe 
bis zu dem Tage weiter, an dem ſie das Grundgehalt der vierten Dienſtaltersſtufe erreicht haben; 
von dieſem Zeitpunkt ab erhalten fie die Anfangsbezüge der Beſoldungsgruppe A2 02 nach ihrem 
um ſechs Jahre gekürzten Beſoldungsdienſtalter. 


82. 
() Die außerplanmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes mit einem Diäten⸗ 
dienſtalter vom 30. April 1931 oder einem günſtigeren Diätendienſtalter erhalten die Diäten der 
Beſoldungsgruppe K 2 02 nach einem Diätendienſtalter vom 1. April 1935. 


(2) Die außerplanmäßigen Beamten mit einem Diätendienſtalter vom 1. Mai 1931 oder einem 
ungünſtigeren Diätendienſtalter erhalten zunächſt die Diäten der Beſoldungsgruppe A 2e weiter. 
Nachdem ſie ein Jahr lang das Anfangsgrundgehalt dieſer Beſoldungsgruppe bezogen haben, alſo 
vom Beginn des ſiebenten Diätendienſtjahres an, erhalten ſie die Diäten der Beſoldungsgruppe 
A2 0 2 nach ihrem um vier Jahre gekürzten Diätendienſtalter. 

§ 3. 

Die vom 1. April 1937 ab eingeſtellten außerplanmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungs⸗ 
dienſtes erhalten zunächſt die Diäten der Beſoldungsgruppe A2 e. Im übrigen gilt für ſie die 
Vorſchrift im § 2 Abſ. 2 Satz 2. 
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§ 4. 
Segienuhgsfänbieffr der ei A3a ehen bei der Beſbrderung zum Ver⸗ 
meſſungsrat in Beſoldungsgruppe 2 0 2 
a) ſoweit fie im Zeitpunkt der Beförderung das Höchſtgehalt der Beſoldungsgruppe A 3 2 
bezogen haben, ein Beſoldungsdienſtalter, das auf den erſten Tag des Monats, in dem 
ſie befördert worden ſind, verbeſſert um 14 Jahre feſtzuſetzen iſt, 
b) im übrigen ein Beſoldungsdienſtalter, das in entſprechender Anwendung der Vorſchriften 
des § 1 dieſer Verordnung mit der Maßgabe feſtzuſetzen iſt, i als Tag der Überleitung 
der Zeitpunkt gilt, an dem ſie befördert worden ſind. a 
§ 5. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1937 in Kraft. 
Berlin, den 1. April 1938. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 


In Vertretung: 
Landfried. 


(Nr. 14434.) Erlaß des Miniſterpräſidenten über die Anderung von Zuſtändigkeiten innerhalb des 
Staatsminiſteriums. Vom 9. April 1938. 
Auf das Finanzminiſterium geht mit ſofortiger Wirkung die Federführung in folgenden, 
bisher vom Wirtſchaftsminiſterium bearbeiteten Angelegenheiten über: 
1. der ſtaatlichen Bergbaugeſellſchaften und Beteiligungen, i 
2. der elektrowirtſchaftlichen Geſellſchaften und Beteiligungen des Staates, 
3. der Staatlichen Porzellanmanufaktur in Berlin. 


Berlin, den 9. April 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(S 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 

Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 75 vom 30. März 1938 iſt eine 
von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 26. März 1938 über die 
Bekämpfung der Maul- und Klauenſeuche veröffentlicht worden, die mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 7. April 1938. 

Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) nd bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Dezember 1937 
über die Genehmigung des X. Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft (Ausgabe von 1926) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr) Nr.8 S. 27, ausgegeben am 19. Februar 1938; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Dezember 1937 


über die Genehmigung der Verlängerung der Geltungsdauer des VII. Nachtrags zum Statut 
der Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft (Ausgabe von 1926) bis zum 31. Dezember 1938 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr) Nr.8 S. 27, ausgegeben am 19. Februar 19383 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Erweiterung der militäriſchen Anlagen in Karſchau 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr) Nr. 13 S. 43, ausgegeben am 26. März 1938; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Teufelsmoor für den Bau 
eines Schulgebäudes mit den erforderlichen Nebenanlagen einſchließlich der Errichtung von 
Lehrerdienſtwohnungen nebſt Wirtſchaftsgebäuden und Dienſtgärten ſowie die Anlage eines 
Spiel- und Sportplatzes und von Schulgärten 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 12 S. 35, ausgegeben am 26. März 1938. 


Berichtigung. 


In der Polizeiverordnung über den 8 mit Giften vom 11. Januar 1938 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 1) muß es 


Ik 


oT 


auf Seite 1 Zeile 15 von oben Hast „Deckeln und Stöpſeln“ heißen „Deckeln oder 
Stöpſeln“, 


. auf Seite 4 Zeile 3 von unten und auf Seite 5 Zeile 10 von oben ſtatt „Totenkopf⸗ 


abzeichen“ heißen „Totenkopfzeichen“, 


auf Seite 5 Zeile 15 von unten ſtatt „giftigen“ heißen „gifthaltigen“, 
. auf Seite 7 Abt. 2 Spalte 2 Zeile 21 von oben ſtatt „Stechapfel-blätter, extrakt,⸗tinktur“ 


heißen „Stechapfel-blätter, extrakt,⸗ſamen,⸗tinktur“, 


. auf Seite 8 Abt. 3 Spalte 1 Zeilen 3 und 2 von unten ſtatt „seoojotfeifentäfungen” heißen 


„Kreſolſeifenlöſungen“. 
Ferner iſt 


. auf Seite 7 Abt. 3 Spalte 1 Zeile 5 von unten zwiſchen Antimon Baryum ein Komma 


und 


. auf Seite 6 Abt. 1 und auf Seite 8 Abt. 3 hinter 


a) Salzſäure, arſenhaltige 
b) Schwefelſäure, arſenhaltige 
c) Salzſäure, arſenfreie, auch verdünnte, in 100 Gewichtsteilen mehr als 15 Gewichts⸗ 
teile waſſerfreie Säure enthaltend 
d) Schwefelſäure, arſenfreie, auch verdünnte in 100 Gewichtsteilen mehr als 15 Gewichts⸗ 
teile Schwefelſäuremonohydrat enthaltend 
je ein Stern* zu ſetzen mit folgender Anmerkung: 


Salzſäure und Schwefelſäure gelten als arſenhaltig, wenn 1 cem der 
Säure mit 3 cem Zinnchlorürlöſung verſetzt innerhalb 15 Minuten eine 
dunklere Färbung annimmt. 

Bei der Prüfung auf den Arſengehalt iſt, ſofern es ſich um konzentrierte 
Schwefelſäure handelt, zunächſt 1 cem durch Eingießen in 2 cem Waſſer zu 
verdünnen und 1 cem von dem erkalteten Gemiſche zu verwenden. Die Zinn⸗ 
chlorürlöſung iſt aus 5 Gewichtsteilen kriſtalliſiertem Zinnchlorür, die mit 
1 Gewichtsteile Salzſäure anzurühren und vollſtändig mit trockenem Chlorwaſſer⸗ 
ſtoffe zu ſättigen ſind, herzuſtellen, nach dem Abſetzen durch Aſbeſt zu filtrieren 
und in kleinen, mit Glasſtopfen ee e angefüllten Flaſchen 
aufzubewahren. 
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